
anteil hinaus. och LUut ıne größere Auf geschloséenheit S10N 1n Indonesien das Gebot der Stunde. Zu viele Auf-
ıhren andersgläubigen Miıtbürgern gegenüber nO  e YSt in gyaben wurden bıs jJetzt dem Klerus überlassen, der doch
etzter Zeıt verdichten sich die Kontakte un wächst die eın zahlenmäßig schon seinen seelsorglichen Verpflich-
usammenarbeit zwıschen Konfessionen un Religionen. tungen nıcht genügend entsprechen konnte. Das Zweıte
iıne vertiefte spezielle Seelsorge, mehr glaubensbewußte Vatikanische Konzıil dürfte auch der katholischen 1SsS10N
Christen AaUS dem Laienstande als Führer der cQhristlich- Indonesiens manche UG Wege in ıhrem pastoralen Wır-
soz1alen Bewegung, das 1St auch für die katholische MiısSs- ken weısen.

Fragen des politischen, sozıialen un wirtschaftlichen Lebens
schiedenen Geistesrichtungen angehörenden un In denDie Publizistik

in der demokratischen Gesellschaft praktischen Fragen des Presserechts, WI1Ie eLtwa iın der
Frage.des publizistischen Landesverrats oder des Zeugn1s-
verweigerungsrechts, unterschiedlich denkenden Jurist1i-„Publizistik vierte Gewalt?“ diesem

altmodisch un durchaus mifßverständlich formulierten schen Referenten der Tagung, Bundesrichter Günther
Wıllms, Karlsruhe, un Prof Helmut Ridder, Gießen,Obertitel behandelte ine Tagung der Katholischen Aka-
WAar wohl nıcht 11UT auf das gemeinsame iberale Erbedemie 1n Bayern VO Februar 1966 das Thema

„Stellung und Funktion der Publizistik 1n Gesellschaft zurückzuführen, auf das sıch beide berieten, sondern auf
die gemeinsame Grundüberzeugung, da{(ßß ın Deutsch-un: Staat“. Der Obertitel st1eiß übrigens be1 fast allen and immer och darauf ankomme, die treien gesellschaft-Referenten auf einhellıge Ablehnung. Dıie rage, ob die

Presse oder 1mM weıteren Sınn d1e Publizistik die viel- lıchen Kräfte, auft denen ıne demokratische Ordnung
beruht, stärker VO Staat abzuheben, un daß erstzıtlerte vierte Gewalt 1m Staate sel, wurde zurückgewie- durch ıne klare Scheidung VO  z Gesellschaft un Staat,sen oder entschieden miıt neıin beantwortet. Es Zing dabei

keineswegs die Tötung e1nes Schlagworts, sondern VO  e} gesellschaftlıchen Aufgaben un Staatsfunktionen
möglıch werde, den gesellschaftlichen und rechtlicheniıne grundsätzliche Ortsbestimmung der Publizistik 1n Status der Publizistik bestimmen.der demokratischen Gesellschaft. Der Klärung dieses Verhältnisses galt auch das leider

Der Gesellschafl zugeordnet 1n der historischen Anekdote steckengebliebene
Die Publizistik sSe1 weder eın Staat 1m Staate, könne un Reterat VO  $ ermann Proebst. Der Einflu{ß obrigkeits-
wolle das nıcht seın (auch WEeNn manche Pressepriviılegien, staatlıchen Denkens auf das gesellschaftliche Selbstver-

die die Publizistik kämpft, darauf hinweıisen onn- ständnıs des Deutschen 1St ach Proebst bis iın die Jüngste
ten), S1€e se1 aber auch eın Staats- oder Sar Verfassungs- Vergangenheit herein auch für das Verhältnis des eut-

schen Lesers Z Presse bestimmend geblieben. Wıe derOrgan, sondern habe ihren Platz, hre Funktion un Auf-
gyabe 1n der treien Gesellschaft. Sıe se1 nıcht dem Staate, Deutsche 1mM politischen Leben sıch erst sehr Jangsam VO

sondern der Gesellschaft zugeordnet. Sıe habe ıne gesell- obrigkeitsstaatlichem Denken habe befreıen können un
schaftliche un keine staatliche Funktion. Nur weıl be1 eiınem demokratischen Selbstverständnis der Gesell-
u11 1n Deutschland dieser Vorwurt WAar VOL allem schaft finde, habe INan 1ın Deutschland den selbstver-
1m ersten Reterat des Chefredakteurs der Süddeutschen ständlichen Umgang miıt der Presse immer noch nıcht

vollends gelernt.Zeıtung, ermann Proebst, hören, wiıiederholte siıch
aber auch 1n den spateren Referaten un: 1ın der ıcht schr
ertragreichen Dıiskussion Staat un Gesellschaft immer Obrigkeitsstaatlıches Erbe
noch miıteinander ıdentifiziert würden, könne das Mi(ß- Zur Stützung dieser These, die auch VO den anderen
verständnıiıs VO  e} der Publizistik als der vierten Gewalt 1 Referenten, wenn auch mMI1t Einschränkungen, bestätigt
Staate aufkommen. ine auch U: vergleichsweise Zuord- wurde, verfolgte Proebst die Ursachen bıs 1n die Retor-

matıonszeıt zurück. Während sich 1n anderen LändernNUuNS der Publizistik ZUTE Montesquieuschen Dreiheit
bzw Dreiteilung der Staatsgewalt Legislative, Exe- mi1t der Retormation un dem Einbruch der Renaıissance
kutive, Gerichtsbarkeit verr4te obrigkeitsstaatliches nonkonformistische Strömungen herausgebildet hätten,
Denken un sel mı1t der Funktion der Publizistik ın einem habe INa  = 1n Deutschland VOTL en weltlichen Fürsten
demokratischen Gesellschaftsgefüge völlig unvereinbar. kapıtuliert, ındem INa  =) ıhnen das Recht über lau-
Wer die Presse dem staatlıchen Bereich zuordne oder AUS ben un: Gewı1ıssen der Untertanen zubillıgte. Die deutsche
ıhr 1n völliger Verkennung ıhrer wirklichen Oftentlich- Presse sSe1 1im Schatten des Obrigkeitsstaates entstanden
keitsaufgabe ine Art Staats- oder Verfassungsorgan un habe sıch, da die Gesellschaftsauffassung des Leut-
mache, der etatıisıere die öftentliche Meınung, mißverstehe schen un seın praktisches Verhältnis ZU Staat Von der
völlig das Wesen der Presse un die Funktion der Infor- NgSCH Bindung der deutschen Geschichte die Landes-
matıon, die Ja den allseitigen Gedankenaustausch un die üursten bestimmt BEWESCH sel, bis heute nıcht vollends
Kommuni:kation über die Ereignisse iın einer estimmten VO den Nachwirkungen dieses Denkens befreien k  on-
Gesellschaft ZZiele habe Deswegen dürte auch keine 1nen
durch staatlıche Gesetzgebung privilegierte Presse veben, Anders als eLtwa2 iın der angelsächsischen Welr sel die
die den gesellschaftlichen Kommunikationsprozefßs eher deutsche Publizistik 1mM eNgSsStEN Verhältnis Z staatlichen
behindern oder beschneiden als Öördern un das de- Verwaltung entstanden un groß geworden. Das Selbst-
mokratische Gesellschaftsgefüge ın eınem seiner wichtig- verständnıs der Presse eitete sıch zunächst wenıger VOomn

Lebenselemente schwächen würde. iıhrer Funktion allseitiger Intormation des Bürgers her,
Der erstaunliche Konsens zwıschen den beiden Veli- sondern VO  3 seınem Dıienst der Verwaltung un VO  }
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ıhrem Auftraggeber, dem Fürsten. Die Presse wurde VeI- lassen, als sıch mMi1t der Presse einzulassen. Dadurch kämen
standen als Miıtteilungsorgan der Verwaltung. Der Publi- die Polıitiker un Parteıen der Neigung ZU Kontformis-
Z1St WAar mehr K enner der Verwaltungstechnik un Inter- INUS, dem Mitliäufertum un der Konjunkturanfälligkeit
pret des Reıichsrechts als politischer Intftormant des Volkes. des Publikums Anderseits würden gerade DPo-
Dadurch haben der Presse sowohl die großen Gegenstände ıtiker un Parteı:en vVvOon der Presse die Stützung un
w1e die Impulse gefehlt. Dem Dırıgismus VO  e oben EeNTt- Popularisierung der demokratischen Einrichtungen
sprach, VO seltenen Ausnahmen abgesehen, Opportunis- ADie „politisch z1emlich urteilslose deutsche Presse“

VO seıten der Publikationsorgane. An diesen Zu- se1l 1ber MI1It einer solchen Aufgabe überftfordert. Wenn 1n
ständen hätten celbst die Auswiırkungen der Aufklärung Deutschland die parlamentarısche Demokratie relatıv
1ın Deutschland wen12 andern vermocht. Auf diese unpopulär sel, lıege das den demokratischen Fın-
Abhängigkeit der Presse VO Obrigkeitsstaat und auf die riıchtungen celbst un Verhältnis des Bürgers ıhnen.
Auswirkungen der obrigkeitsstaatliıchen Verfassung auf Man könne VO  Z} der Presse nıcht die „Ausfüllung VO  «
das vesellschaftliche Selbstverständnis des deutschen Büur- Lückensdie anderswo entstanden sind“.
SCIS tührte Proebst auch das geringe Ansehen zurück, Ist NUuU  3 die deutsche Presse politisch wirklich bedeu-
das die Presse un entsprechend der Beruft der Journa- tungsschwach? Der Programmdıirektor des Deutschen
listen 1n deutschen Landen >>  Cn habe och heute Fernsehens, Lothar Hartmann, München, WAar hier often-
habe der Journalist seiınen Ort 1in der Gesellschaft nıcht bar sehr ENTISCSCNSCSETIZLET Meınung. Sein Reterat über
recht gefunden. die Stellung des Publizisten 1n Rundfunk un Fernsehen

z1ipfelte 1n der Feststellung, die heutige deutsche Publizi-Beschränkter Einfluß®? stik leiste ‚eiınen wesentlichen Beıtrag ‘Unr Bildung eAINnes
Proebst hatte seinem Referat den einschränkenden Unter- demokratischen Bewufstseins“. Die Publizistik N heute
titel beigefügt „Ursachen der relatıven Wırkungslosigkeit „Partner eınes jeden einzelnen, damıt C aufge-
der deutschen Presse“, Und suchte die Ursachen der rufen wiırd, die richtige Entscheidung trıfit“ Er führte
vermeintlichen oder tatsächlichen Wiıirkungslosigkeit der Z Stützung dieser ohl nıcht wenıger einseıtıgen These
Presse nıcht eLtw2 Un allgemeinen psychologischen oder reichlich Zahlenmaterial AaUS Z7We1 demoskopischen Um-
gesellschaftlichen Verhaltensmustern oder eLw2 in der fragen VO  $ D)ıvo und Infratest an Danach werden heute
Konkurrenz mıt anderen gesellschaftlichen Kommunika- 93 0/9 der Bevölkerung VO den publizistischen Medien
tiıonsmitteln, die meinungsbildend oder meınungsbeein- erreıicht. 70 0/9 der Erwachsenen abonnieren oder kaufen
flussend wırken, sondern begründete die VO ıhm Ve1I- regelmäßig ine Zeıitung, 95 0/9 der Haushalte verfügen
rYTetiene relatıve Wirkungslosigkeit gerade der deutschen über eın oder mehrere Rundfunkgeräte, 55 0/9 der Haus-
Presse Aaus dem wiederum geschichtlichen Beispielen halte verfügen über ein Fernsehgerät. Das Vordringen
illustrierten problematischen Verhältnis der Deutschen ZAD des Fernsehens habe die Zeıitung 2um zurückgedrängt,
freien Gesellschaft; das immer noch durch das obrigkeits- vielmehr die Informationsmöglichkeiten des Rezıpienten
staatlıche Erbe belastet se1. Es tehle echter „Oftentlich- erganzt. Die Zeıtungslektüre diene als Zweıt- un Sag
keit“ Entweder INa  —$ akzeptiere, W as die Presse chreibe, satzınftormation vielfach ZUr Vertiefung des Gesehenen.
oder INa  —_ lehne es ab, Je nachdem, ob INa sıch durch die Allen drei Medien billige der deutsche Rezıpient einen
Intormation „bestätigt oder herausgefordert“ fühle ıne hohen rad Objektivıtät Z besonders dem ern-
Diskussion ame aum Zzustande. Während der Franzose sehen. Demnach mü{ßte der Einflu{fß der publizistischen
und Angelsachse seline Zeıtung viel stärker als Diskus- Medien auf die Meinungsbildung des Publikums eNOÖOTmM
s1ıonsmittel ansehe, W 4S sıch 1n der eingebürgerten Ne1- hoch se1n. der bestätigt sıch 1n dieser Tatsache noch e1InN-
Sung ZUuU Leserbrief ze1ge, se1 dieser dialektische Prozefß mal die VO Proebst kritisıerte Neıigung des Deutschen
zwiıschen dem deutschen Leser un seiner Zeitung weit- konformuistischer Rezeption? Auf jeden Fall wırd INa  z}

gehend ausgeblieben. Man verhalte sıch eher veröffent- den 1nweıls auf den Glauben des Publikums die Ob-
lichungsfeindlich. Würden Skandale bekannt, halte jektivität der publiziıstischen Medien aum als Beweıs
INa  ) deren Veröffentlichung vieltach für schlimmer als die für das polıtische Urteilsvermögen des Lesers, Hörers
Tatsachen selbst. Wiährend der Angelsachse An demokra- oder Fernsehers nehmen können.
tische Spielregeln vewÖhnt, „dıe Dialektik der Gegen-
darstellung“ gyenieße un ın der öftentlichen Diskussion Abneigung Meıinungspresse
eın erzieherisches Moment sehe, an dessen Wirksamkeit Prof Roegele kam 1n seinem Reterat „Aufgabe un Ver-
olaube, verhalte sıch der deutsche Leser konformistisch antwortun des Journalıisten 1ın der heutigen Gesellschaft“
ablehnend. Im Fehlen dieser Dialektik sah Proebst den 1m yeschichtlichen Teil eınem Ühnlich negatıven Er-
eigentlichen Grund für den beschränkten polıtischen Fın- gebnis wIıe Proebst. uch unterstrich die tradıitionelle
fluß der deutschen Presse, den CT mıi1t Beispielen AaUS der Abneigung des deutschen Lesers vegenüber der Meınungs-
Kaıser- un der Weıimarer eıt belegen suchte. publizistik. ange habe der Grundsatz vegolten: „Die

Zeitung hat Nachrichten un Reterate veröftentlichen,Öffentliche und ‚veröffentlichte Meinung“ das Urteil hat 1ın der Zeıtung keinen Platz.“ uch Roe-
Man musse be] u1nls sehr unterscheiden zwiıschen öffent- gyele beklagte den Mangel Diskussion und verwiıes
lıcher un veröftentlichter Meınung. Die Bedeutung der auf die Weıimarer eıit. Gegensätze seı'en nıcht ausdisku-
Publizistik als Meınungsmacher un Meınungsträger sel tiert, .sondern 1n nolemischer OTM vorgetragen W OI -

begrenzter, als INan vieltach annehme. Er verwıes aut eıne den, da{ß das verbindende Fundament nıcht mehr gesehen
trühere Meınungsumfrage, be1 der testgestellt wurde, daß wurde. Dadurch sEe1 eın beträchtlicher Informationsverlust
1L1LUr 8 0/9 der Zeıtungsleser Leitartiıkel und LTE 109/9 eingetreten, der schuld der Schwächung der Republik
Kommentare lesen. Weder das Publikum noch die Politi- SCWESCH sel. Proebst hatte festgestellt: Hätte 1n der We1-
ker haben ZUT Publizistik eın selbstverständliches Verhält- eıt das Ausland die Chancen Hıiıtlers nach der
nıs. Proebst kritisierte auch die Neigung der Politiker, deutschen Presse beurteıilt, hätte S1IE die Machtergrei-
sıch ‚eher auf repräsentatıve Meinungsumfragen ZU VCI- fung durch Hıtler nıemals für möglıch halten können.
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“

ATz  A K
m-

wirklich Wıchtige in. einer tür ıh: opti1&1älén orm dar-Hätte damals die Presse wirklich die öffentliche Meinung
wiıdergespiegelt, häatte Hıtler 2um Chancen gehabt. bietet, die ıhm Einzelwissen un Überblick, Tatsachen

E_‘e‘ Dem wıdersprach Roegele: Das habe 1Ur für die große un: Hintergrund, Benachrichtigung und Orientierung
bietet.“

'  A
überregionale Presse, nıcht aber tür die Provınzpresse Se-
volten, die VO der : kleinbürgerlichen Mentalıtät be- Mıt den Nachrichten zügleiéh das Bezugssystem VOI-

herrscht WAar un: durch ihre Aversion Weımar mitteln, darın bestehe die Berufsrolle des Journalisten
Wegbereiterin des Dritten Reiches BECWESCN sel. und seıine gesellschaftliche Funktion. Dabei musse aber die

>  x Vielschichtigkeit des Informationsprozesses berück-
„Epochensprung“ sichtigt werden, „der Filter der eigenen Urteile und Vor-

Proebst zeıgte sıch auch gyvegenüber der gegenwärtigen urteile un: Affekte“ auf seıten des Intormators ebenso
Entwicklung zurückhaltend kritisch. Das Verhältnis ZUT: w 1e die beschränkte Aufnahmefähigkeit aut seiten des
Demokratie un: ınfolgedessen auch Z Presse äandere sıch Rezıpıenten. Weder se1 der Journalıist reiner Intorma-
ZWAaT, aber der Deutsche befinde sıch immer noch 1m LOr auch zibt Rezipiertes un bereits Gestaltetes
Übergang 7zwischen der alten Tradıtion un den „ Vor- weıter och se1l der Leser oder Hörer reiner Rezıpient.
stellungen der anderen“. Die Synthese se1l och ıcht Auch nehme aktıv Informationsprozeß teil, beein-
erreicht. Se1 früher „der Wıderstand zuvıel {lusse ihn entscheidend. Roegele brachte dafür eın ehr-
Oftentlichkeit“ bezeichnend SCWESCI, trefte jetzt ZW ar reiches, wenn auch nıcht Zanz überzeugendes Beispiel.
das Gegenteıl Heute sej]en alle Informationsschleusen Nach eiıner Umirage VO  w} Elisabeth Nölle AaUuS dem Jahre
veöffnet, dadurch würden aber diejenigen vergramt, „dıe 1961 haben die Nachricht über die damalıge Amerikareise

Adenauers 80 9/0 der CDU-, 1aber 1Ur 579/9 der SPD-sıch mi1t der Entwicklung schwer abfinden können“. Dem
> Leser un Hörer fehle 7zudem das Urteilsvermögen un Wähler ZUr Kenntniıs z  INCN.

die „kritische TIrennschärfe“, sıch 1n dem undifieren-
7zierten Strom VO  3 Informationen zurechtzuhinden. Pressetreiheit und Presseprivilegien
Roegele zeıgte sıch hier wesentlich optimistischer. Das ber „Pressefreiheit und Presseprivilegien“ reterierte
Verhältnis den demokratisch-parlamentarischen FEın- Bundesrichter Wıllms, über „Die verfassungsrechtliche
riıchtungen se1l cselbstverständlicher geworden. Deutschland Stellung der Publizistik 1n Staat und Gesellschaft“ Prot
habe sıch vom reınen Rechtsstaat ZU Sozial- un 1Das Rıdder. Be1i den beiden Themen Sing 1mM Grund die-

cselbe Sache, nämli;ch die Frage, wieweılt die Presse-se1insvorsorgestaat weiterentwickelt, dıe deutsche Gesell-
schaft bekenne siıch eınem echten Pluralismus, deswegen freiheit, damıt die Presse ihre funktionelle Aufgabe ın
se1i INa  ) heute vom obrigkeitsstaatlichen Denken weıter der Gesellschaft erfüllen kann, STAaaAats- un: verfassungs-

rechtlich geschützt werden mu und inwiıewelt be1entternt. Der „Epochensprung“ VO einer agrarısch StTa-
bılen einer städtisch instabilen Gesellschaft habe auch en Forderungen der Presse iıne möglıchst weıt-
auf den Informationsprozeiß diferenzierend gewirkt, die gehende institutionelle Verankerung der Pressefreiheıt,
indirekte Kommunikation se1 gewachsen, bleibe 1ber echte ine notwendıge Voraussetzung für die Erfüllung
Kommunikation. Ihr Wesen werde durch die technıschen ihrer Aufgaben oder eine einseıt1ge Privilegierung auf

Kosten anderer bürgerlicher Rechte gehtMiıttel ıhrer Verbreitung nıcht verändert, ohl aber
difterenziert. Das HME Selbstverständnıis der Gesellschaft, Bundesrichter W ıllms ne1gte offensichtlich der Z7weıten
das den Staat ıcht mehr als Selbstzweck, sondern 1Ur Auffassung Er kritisierte einzelne Landespressege-

SetZe, 1n die eın gefährliches Privilegiendenken Eıngangoch als „Exponent der Gesellschaft“ begreıte, führe auch
einem Selbstverständnis der publızıstıschen Me- gefunden habe Wenn der Presse völlig freigestellt werde,

1en Einerseıits lasse die Gesellschaft der Presse größeren jede Ansıcht verbreıten, und diese absolute Freiheit
un Berufung auf ıhren Offentlichkeitsauftrag mi1t derRaum, anderseits bjete ıhr das pluralistische Verständnis

der Gesellschaft NEUE Chancen. Die Gesellschaft bringe eın Wahrung berechtigter Interessen hinsichtlich der Ver-
größeres Verständnis für die Erfüllung der Ofrentrtlich- öffentlichungspflıcht gestutzt werde, annn erlaube INa

keitsaufgaben der Presse auf, lerne aber auch die Presse der Presse auch, „der demokratischen Ordnung die
difterenzierter einzuschätzen. kalte Schulter zeıgen“. Es bleibe annn VO dem SC-

w“ forderten Dienst der Presse der demokratischen Ord-
Bewältigung des Kommunikationsprozesses Nungs wen1g übrig. Die Wahrnehmung der berechtigten

Das Recht aut Intormation werde als „funktionelles Interessen durch die Presse 1St nach Willms ‚nıchts quali-
echt 1n der modernen Gesellschaft“ als selbstverständlich tatıv anderes als die Wahrnehmung berechtigter Inter-
hingenommen. Der Freiheitsanspruch der Presse se1 ıcht durch den Einzelbürger“. Wıe die politischen Par-
mehr in rage gestellt. Deswegen yehe ıcht mehr 1n teiıen, gehörte auch die Presse „1N den Raum der freien
erster Linıe darum, die Pressefreiheit schützen, sondern Gesellschaft un Beachtung des Gleichheitsprinzips”.

i die publizistische un: gesellschaftliche Bewältigung Deswegen dürfe 65 keine besonderen rechtlichen Bindun-
des Kommunikationsprozesses angesichts der Überflutung SCcHh der Presse geben. Sowohl jede Benachteiligung wıe
durch Nachrichtenstoff un die richtige Einschätzung jede Privilegierung musse ausgeschlossen bleiben. Dem-
selner „anthropologischen Voraussetzungen“. Der inftor- entsprechend gyebe auch eın „schrankenloses“ Zeug-
matiıonsdurstige Zeıtgenosse ertrinke IM eıner täglıch sıch nisverweigerungsrecht. Dieses sCc1 verfassungsrechtlich
erneuernden Flut, 1n eiınem ıhn überwältigenden Angebot iıcht ableitbar, sondern se1 „reine Schöpfung des (zesetz-
VO ‚Interessantem’‘, das sıch als belangreich ausgibt“. gyebers“
Daraus ZO2 Roegele den Schluß: „ Was heute 1n Getahr Umstrittener GeheimnisschutziSt; 1St nıcht die Freiheıit, Intormatıonen veröftent-

Prot Rıdder wandte sıch mıiıt gleicher Schärfe eineıchen, nıcht dıe Freiheit der Meinungsäußerung, auch
ıcht die spezifische Pressefreiheit 1m Sınne des Grund- Privilegierung oder Etatisıierung der Presse, kam aber
5 sondern die Erfüllung des Anspruchs des Staats- dann, W1e€e W  9 doch sehr verschiedenen prak-
bürgers auf die Information, die braucht, die ıhm das tischen Folgerungen. Der „Öffentlid1keitguftrag“ der
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Presse gehöre nıcht in die Hand des Gesetzgebers, Handlungsfreiheit. „In dem Augenblick, die Kiırche
werde S ZU Bumerang. Sehr entschieden sprach siıch nıcht mehr allein VO der Hierarchie repräsentiert wird,
Rıdder auch jede Privilegierung einzelner Publika- werden sıch die Strukturen dem Stand der Lehre AS-
t1ıonsorgane Aaus un verlangte, daß sıch das Parlament sen.“ Der Pressetypus werde sıch damıt andern. Er MUSSe
nıcht NUr miıt den wirtschaftlichen Auswirkungen der mehr Ausdruck der SaNzen Gemeinschaft MIT iıhren Span-
Konzentratıiıon 1mM Pressewesen befasse, sondern ebenfalls NUuNSCHN Se1N. Dazu se1l aber notwendiıg, daß die katho-
miıt der Bedrohung echter Pressefreiheit durch Konzen- lische Presse den kıirchlichen Apparat wenıger bean-
trationserscheinungen. Eın Presseentflechtungsgesetz se1 spruche un ZUr Hiıerarchie eine Zew1sse Dıstanz halte
notwendig. Sehr gegensätzlıcher Auffassung die Die Kırche 1st auf dem Wege einem Welt-
beiden Referenten aber bezüglıch des Standortes des verständnıs. Sıie geht iıhren Weg MIt der VWelt gemeiınsam
Staatsgeheimnisses in der demokratischen Gesellschaft, un teilt iıhr Los Der Dialog MI1It der Welt 1St aber 1LUF
wobel Wıillms ohl einse1t1g VO  am} der Forderung echt, We_nn die Kirche diesen Dialog auch ad intra tührt
nach Schutz der demokratischen Ordnung ausg1ing, Rıd- Damıt werden aber Regierungsmethoden un Sıtten 1n
der dagegen VO AÄnspruch der Gesellschaft auf Intorma- rage gestellt, die ZUS dem Obrigkeitsstaat tTammen un
t10N ber die Führung der öftentlichen Angelegenheiten, 1n der Defensive des 19 Jahrhunderts erhalten wurden.
die für die demokratische Ordnung „geradezu konstitu- Die Kırche 1St sıch iıhres Oftentlichkeitscharakters stAr-
t1V  CC sel. Zum Zeugnisverweigerungsrecht meılnte Rıdder: ker bewußt geworden. „Die Verkündigung geschieht
Der Staat se1l nıemals mächtig SCWESCH WwW1e heute. ıne öftentlich. Die Kırche iSt keine Geheimgesellschaft eSO-
Revolution se1 angesichts der UÜbermacht des Staatsappa- teriıscher Kulte Zurückhaltung bleibt trotzdem. Geheim-

fast unmöglich geworden, deswegen habe die Ge- haltung 1St 1aber nıcht oberstes (Gesetz einer Politik.“
sellschaft eiınen besonderen AÄnspruch darauf, VOL der
Staatsgewalt bzw VOT deren Mißbrauch geschützt uch bontrollieren UunN richtigstellen

Aus diesen Prämissen folgerte Gabel Die Kırche mu{ßwerden. Die Gesellscha f} musse sıch iınftormıeren können
über die Grundentscheidungen der Regierung (man ıhr Informationswesen entwickeln und, weıl S1e 1n freies
dürfe nıcht allzu leichtfertig die Regierung miıt der Aat- olk sel, die Kritik annehmen: Das Recht auf Informa-

tıon darf 1n der Kırche nıcht vorbehalten werden, da dielıchen oder SdI demokratischen Ordnung gleichsetzen), Kıiırche dieses echt selbst als unıversales Menschenrechtdeswegen sel Geheimnisschutz aut seıten des intormellen
Trägers notwendig. Sehr nachdrücklich arntce Rıdder deklariert. Wıe jede andere Gesellschaft mu{fß die Kirche

sıch innere Intormation un Kommunikation bemü-VOTr der Übertreibung staatlicher Geheimhaltung, weil S1e
für den Geheimnisträger ein machtsteigerndes Element hen, WenNnn S1e VO ıhren Mitgliedern aktıve Teilnahme
darstelle, mi1ıt dem sıch jeder Apparat AUSSTAatLtfe Das ıhrem Leben un Wırken Das Konzıil habe

den Nutzen der Information iın der Kiırche erwıesen. EsSOß. Staatsgeheimnis se] letztlich „eıne Erfindung der
Bürokratie“, INan se1 immer noch 1n Gefahr, die demo- gvelte aber och „das Verhalten VO  e Kırchenmännern
kratische Ordnung mit dem Staatsapparat verwech- verändern, die noch 1 Obrigkeitsstaat leben, der

Druck einer Zeıtung eın Privileg des Königs Wa  “ Den-seln. AÄhnlich hatte sıch bereits Proebst geädußert.
Informationsrecht ın der Kirche

noch werde auch 1n der Kırche die natürliche pannung
zwıschen Behörde un: Presse, zwischen Macht und Meı1-

Besonderes Profil zeıgte der letzte Vortrag der Tagung, NuNng bestehenbleiben. Der Unterschied 7zwıschen kırch-
das Referat NC  - Emiuile Gabel, des Generalsekretärs der lıcher un weltlicher Intormation dürfe aber wen1ger 1m
Internationalen Unı0on der Katholischen Presse, Parıs; Respekt VOTr den kirchlichen Personen als 1im Respekt
über „Information, öftentliche Meınung un Kritik VOTL dem Inhalt gyesucht werden. Die Kirche würde
der Kırche“. War vorher schon öfters 1ın bezug auf Eın- ein besseres :Echo finden, würde S1Ee besser iınformieren.

Die Presse habe aber iın der Kirche nıcht die bloße Auf-schränkungen der Pressefreiheit durch obrigkeitsstaat-
liıches Verhalten oder durch Machtverflechtungen der gabe der Information un der Miıtformung der öffent-
Presse selbst das Schlagwort VOM „Informationsdefizit“ lıchen Meınung, S1e habe 1n eiıner pilgernden un ständıg
gefallen, tauchte der Sachverhalt 1m Reftferat VO Ga- reformbedürftigen Kıirche auch die Aufgabe der Kontrolle
bel, autf den kirchlichen Bereich angewandt, VO un der Rıchtigstellung. Die Presse könne 1e] ZUr inner-
aut irchlichen Lauterkeit und 7206 Überwindung kırchlichen
Dankenswerterweise begnügte sıch Gabel nıcht, w 1e 6S oft Servılismus’ beitragen. Akademiedirektor Forster

geschehen pflegt, mıiıt einer ahmen Analyse der Bedeu- meınte diesen als Forderung vorgetragenen Formu-
tung der öftentlichen Meınung in der Kırche, sondern lıerungen, INa  e} MmMusse ohl annehmen, da{f S1e mehr die
proJızıerte die rage auftf den ekklesiologischen Hınter- Kirche der Zukunft als die der Gegenwart widerspiegel-
orund des Zweiten Vatikanums un versuchte VO  = daher teNn Ansonsten ware das kirchliche Informationsgefälle
einıge praktische Anregungen geben. Wenn IMNa  3 VO  3 zwıschen Deutschland un Frankreich ohl orofß.
der Presse SapcC, S1C se1 der getreue Wıderschein der vesell- Nun, iımmerhın verfügt der tranzösıische Episkopat se1it
schaftlichen un: kulturellen Verfassung eines Volkes, Z7wWwel Jahren über eın nationales kırchliches Pressezentrum,
gelte das auch für das Verhältnis der Kırche ZUuUr Presse. über das regelmäßig die gemeınsamen Stellungnahmen
Solange die Kırche 1n einem ‚Klıma der ngst un der des Episkopats verbreitet werden un das 1im Namen
Agegressivıtät“ gelebt habe und sıch mehr als Wächter des des Episkopats den jeweıls antallenden wichtigen Er-

und treueEN Kırchenvolkes denn als offene und eıgnıssen un organgen, die die Oftentlichkeit angehen
dialogische Kırche verstanden habe, sel S1Ee gegenüber der oder interessieren, Stellung bezieht. Dem deutschen
Presse miıßtrauisch geblieben. Episkopat fehlt immer noch eın solches Instrument, das
Dreierlei habe sıch 1LUMN durch das Konzıil geändert: sich 1n der unmittelbaren Nachkonzilszeıt, gerade der

Die Kıiırche hat die Dımension des Volkes Gottes als Klerus, aber nıcht e dieser, ein Anrecht aut möglichst
„Gemeıinschaft fundamental Gleicher“ Neu entdeckt. Der unmittelbare Information über die Entscheidungen der
aıe erhalte dadurch größeres Gewicht un größere Bischöfe hätte, immer mehr als unerlä{ßlich erwelst.
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